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Bonn, den 21. Juli 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Durchführung der Rahmenvereinbarung über die Fach- 
oberschule der Kultusministerkonferenz vom 6. Fe- 
bruar 1969 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Jung- 
mann, Rock, Stahlberg und Genossen 
— Drucksache VI/953 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Sind der Bundesregierung die divergierenden Tendenzen auf 
dem Gebiet der Fachoberschulen bekannt? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die bisher ergangenen 
Erlasse für Fachoberschulen nicht einheitlich sind. Die völlige 
Übereinstimmung der Regelungen war auch nicht beabsichtigt. 
Vielmehr läßt die Rahmenvereinbarung über die Fachober- 
schule vom 6. Februar 1969 Raum für besondere Gestaltungen 
der Länder. In einigen Ausnahmefällen weichen die Regelungen 
der Länder von der Rahmenvereinbarung ab. Diese Abweichun- 
gen führen jedoch nicht zu einer Gefährdung des bildungspoli- 
tischen Ziels der Rahmenvereinbarung. Die gegenseitige Aner- 
kennung der Fachhochschulreife in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist — im Gegensatz zu der in der Kleinen Anfrage geäu- 
ßerten Befürchtung — trotz dieser Abweichungen gewährleistet. 


2. Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, um die- 
jenigen Bundesländer, die von ihrer eigenen Vereinbarung ab- 
weichende Regelungen für Fachoberschulen getroffen haben, zur 
Einhaltung einer gemeinsamen Bildungspolitik zu bewegen? 

3. Hält die Bundesregierung noch immer an ihrer Meinung fest, 
daß die Mittel des Bundes auf diesem Gebiet, insbesondere des 
Artikels 91 b GG, ausreichen, um eine koordinierte Bildungs- 
politik der Bundesländer zu bewirken? 
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Die Bundesregierung hat am 25. Juni 1970 mit den Landesregie- 
rungen auf der Grundlage des Artikels 91 b ein Abkommen 
über die Errichtung einer gemeinsamen Kommission für Bil- 
dungsplanung abgeschlossen, die am 29. Juli 1970 zu ihrer kon- 
stituierenden Sitzung zusammentreten wird. Im Bereich des 
Bildungswesens wird jede wie auch immer ausgestaltete Kom- 
petenzverteilung zwischen Bund und Ländern in ihrer Effizienz 
wesentlich durch die Organisation der in allen Fällen erforder- 
lichen gemeinsamen Entscheidungsprozesse bestimmt. Unter 
Berücksichtigung dieser Tatsache ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß dieses Abkommen ein wirksames Instrument 
für eine gemeinsame Bildungspolitik aller Beteiligten bietet. 
Es ermöglicht auch eine abgestimmte Ausgestaltung der Sekun- 
darstufe des Bildungswesens, zu dem die in der Anfrage er- 
wähnten Fachoberschulen gehören. Darüber hinaus wird durch 
das Abkommen nach Ansicht der Bundesregierung auch für die 
übrigen Bereiche des Bildungswesens eine koordinierte Ent- 
wicklung ermöglicht, die sowohl die notwendigen gemeinsamen 
Grundstrukturen als auch die Berücksichtigung regionaler Be- 
sonderheiten gewährleistet. 


Leussink 


2 



